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Einleitung 
 
§ 1 Problemstellung 
 
Diese Arbeit behandelt mit der Frage nach der Wirksamkeit der Musterwiderrufsbeleh-
rung gem. Anlage 2 zu § 14 I und III BGB-InfoV ein Themengebiet, das aufgrund des 
Inkrafttretens der dritten Verordnung zur Änderung der BGB-Informationspflichten-
Verordnung vom 01.04.20081 sowie aufgrund der bevorstehenden Reformen des ge-
samten Widerrufsrechtes2 eine große Aktualität genießt.  
Die Musterwiderrufsbelehrung gem. Anlage 2 zu § 14 I und III BGB-InfoV dient da-
zu, eine dem Muster entsprechende Widerrufsbelehrung als ordnungsgemäß zu fingie-
ren.3 Kritischen Äußerungen in Rechtsprechung und Literatur4 zufolge konnte das 
Muster bislang aufgrund gravierender Mängel dieser Fiktionsfunktion jedoch nicht ge-
recht werden. Die Diskussion um die Wirksamkeit der Musterwiderrufsbelehrung wird 
schon seit dem Inkrafttreten der BGB-InfoV vom 01.09.2002 geführt.5 Seit diesem 
Zeitpunkt sieht sich die Kontroverse einer sich ständig ändernden sowie zum Teil un-
einheitlichen Rechtsprechung der Gerichte ausgesetzt.6 Diese Entwicklung löste eine 
große Rechtsunsicherheit unter den Gestaltern von Widerrufsbelehrungen aus. Da-
durch war es ihnen oft nicht möglich zu bestimmen, wann eine Belehrung tatsächlich 
„ordnungsgemäß“ im Sinne des Gesetzes ist. Sie wussten nicht, welche Formulierun-
gen gewählt werden müssen, damit eine Belehrung bundesweit von allen Gerichten als 
ordnungsgemäß anerkannt wird.7 Eine ordnungsgemäße Widerrufsbelehrung gem.         
§ 355 ist aber für die Bestimmung der Widerrufsfrist von großer Bedeutung. Wird ein 
Verbraucher von einem Unternehmer nicht ordnungsgemäß im Sinne von § 355 II 1 
belehrt, erlischt das 14-tägige Widerrufsrecht nach § 355 III 3 nicht.8 In der Folge ent-

                                                 
1 Dritte Verordnung zur Änderung der BGB-Informationspflichten-Verordnung vom 4.3.2008, ab-

rufbar unter: http://www.bmj.bund.de/files/-/3052/BGB_Info_VO_1203 08.pdf. Zuletzt abgerufen 
am 17.3.2008. 

2 Vgl. dazu BT-Drs. 16/11643 = Regierungsentwurf vom 5.11.2008, abrufbar unter: http://www. 
bmj.de/files/-/3370/RegE_Verbraucherkreditrichtlinie.pdf. Zuletzt abgerufen am 8.11.2008.  

3 BT-Drs. 16/4452, S. 1; Föhlisch, Vorschläge zur Korrektur der Muster-Widerrufsbelehrung und 
der Muster-Rückgabebelehrung, S. 2, abrufbar unter: http://www.trustedshops.de/shopbetreiber/ 
pdf_download/Muster-Widerrufsbelehrung_Trusted Shops.pdf. Zuletzt abgerufen am: 20.2.2008. 
Vgl. Masuch, BB 2005, 344; Berger, ZGS 2007, 414, 419. 

4 Für viele: LG Koblenz, MMR 2007, 190, 191; LG Halle, BB 2006, 1817, 1818; Buchmann, MMR 
2007, 347, 349; Berger, ZGS 2007, 414, 418; Faustmann, VuR 2006, 384, 386 f.; Rössel, CR 
2006, 711. 

5 BGBl. I, 2002, S. 342; Flohr, ZGS 2007, 420, 423; Berger, ZGS 2007, 414, 419. 
6 Für viele: LG Münster, MMR 2006, 762, 763; LG Kassel, NJW 2007, 3136, 3137 als Befür-

worter der Wirksamkeit. A.A. LG Koblenz, MMR 2007, 190, 191; LG Halle, BB 2006, 1817, 
1818. 

7 Prasse, NWB 2008, 4131, 4132; Bahr, K&R 2006, 479. 
8 Woitkewitsch, MDR 2007, 630; Woitkewitsch/Pfizer, MDR 2007, 61, 66; Wambach, VuR 2006, 

345. §§ ohne Gesetzesangaben sind solche des BGB. 
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steht ein „ewiges Widerrufsrecht“9, wodurch sich der Verbraucher jederzeit vom Ver-
trag lösen kann. Darüber hinaus muss der Unternehmer damit rechnen, von einem 
Konkurrenten wegen Verwendung einer nicht ordnungsgemäßen Widerrufsbelehrung 
abgemahnt zu werden.10 Da die Rechtsprechung bisher keine zufrieden stellenden und 
abschließenden Aussagen über die Ordnungsmäßigkeit einer Widerrufsbelehrung ge-
troffen hat, trägt der Unternehmer somit allein die Verantwortung für die Formulie-
rung der Widerrufsbelehrung. Dieser Verantwortung konnte er sich bislang auch nicht 
sicher durch Verwendung des Musters entziehen. Das Muster wurde in der Vergan-
genheit von einigen Gerichten als rechtswidrig angesehen.11 Dadurch konnte auch die 
Fiktion der Ordnungsmäßigkeit der Belehrung keine Wirkung entfalten.  
Dieser Zustand der Rechtsunsicherheit für den Unternehmer soll durch Inkrafttreten 
der Neufassung der Musterwiderrufsbelehrung zum 01.04.2008 in der BGB-InfoV be-
hoben werden, indem die von der Rechtsprechung und Literatur kritisierten Mängel 
des Musters beseitigt werden. Gleichzeitig soll die Rechtssicherheit deutlich verbessert 
sowie wettbewerbsrechtlichen Abmahnungen die Grundlage entzogen werden.12  
Um einen Zustand der Rechtssicherheit endgültig herzustellen, hat das Bundesjustiz-
ministerium (BMJ) am 05.11.2008 einen Regierungsentwurf vorgelegt, der eine um-
fassende Reformierung des Widerrufsrechtes beinhaltet. Danach soll die derzeit in ei-
ner Verordnung geregelte Musterwiderrufsbelehrung – in leicht abgeänderter Form – 
zukünftig in einem formellen Gesetz geregelt werden.13 Ziel dieser gesetzlichen Nor-
mierung ist es also, das Muster der Angreifbarkeit durch die Gerichte vollständig zu 
entziehen und damit die Rechtssicherheit bei Verwendung des Musters unzweifelhaft 
sicherzustellen.14 
 
§ 2 Zielsetzung und Aufbau der Arbeit 
 
Vor diesem Hintergrund verfolgt die vorliegende Arbeit das Ziel zu überprüfen, in-
wieweit die aktuell getroffenen bzw. geplanten Maßnahmen dazu geeignet sind, 
Rechtssicherheit für die Verwender der Musterwiderrufsbelehrung herzustellen. 
                                                 
9 Domke, BB 2005, 228, 229; Marx/Bäuml, WRP 2004, 162, 163; Härting/Schirmbacher, DB 2003, 

1777, 1781; Bodendiek, MDR 2003, 1, 2. 
10 Schneider, ZGS 2003, 21, 26; Solmecke, MMR 2007, 661, 662; Hafenbradl, Trusted Shops Stu-

die, abrufbar unter: www.shopbetreiber-blog.de/2006/06/22/trusted-shops-studie-nach-wie-vor-
hohes-abmahnrisiko-fuer-onlineshops/. Zuletzt abgerufen am: 21.2.2008. 

11 LG Koblenz, MMR 2007, 190, 191; LG Halle, BB 2006, 1817, 1818. 
12 Vgl. Zielformulierung des Diskussionsentwurfes zur Änderung der BGB-InfoV: http:// 

www.bmj.bund.de/files/-/2550/%C3%84nderung_BGBInformationspflichtenVerordnung.pdf. Zu-
letzt abgerufen am: 25.03.2008. Stellungnahme des BMJ: http://www.bmj.de/enid/e34ce83d22d 
2818fd791b3f5419ff747,a94dba706d635f6964092d0935303337093a0979656172092d093230303
8093a096d6f6e7468092d093033093a095f7472636964092d0935303337/Pressestelle/Pressemitteil
ungen_58.htmlZuletzt abgerufen am: 17.3.2008. 

13 Stellungnahme des BMJ (Fn. 12). 
14 Föhlisch, Neue Muster-Widerrufsbelehrung tritt zum 1.April 2008 in Kraft, abrufbar unter: http:// 

www.shopbetreiber-blog.de/2008/03/09/neue-muster-widerrufsbelehrung-tritt-zum-1-april-2008-
in-kraft/. Zuletzt abgerufen am: 17.03.2008. 
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Gleichzeitig soll festgestellt werden, ob dadurch den Anforderungen an eine konsisten-
te Rechtsordnung Genüge getan wird. 
Außerdem sollen durch das Thema der Einfluss von Rechtsprechung und Literatur auf 
die Gestaltung der Rechtslage sowie die Qualität der Reaktionen des Gesetzgebers 
veranschaulicht werden.  
Um die Reaktionen des Gesetzgebers kritisch hinterfragen zu können, wird die Mus-
terwiderrufsbelehrung in der Fassung der dritten Verordnung zur Änderung der BGB-
Informationspflichten-Verordnung vom 04.03.2008 einer umfangreichen Analyse un-
terworfen. Diese soll Aufschluss darüber bringen, ob die Mängel der Musterbelehrung 
durch die Verordnungsänderung vollständig behoben worden sind oder ob das Muster 
auch weiterhin angreifbar bleibt; mithin, ob die Rechtssicherheit weiterhin gefährdet 
ist.  
Spätestens durch die vom BMJ geplante Aufnahme der Musterwiderrufsbelehrung in 
ein formelles Gesetz könnte die Diskussion um die Wirksamkeit des Musters an Be-
deutung verlieren oder gar gegenstandslos werden. Das Muster könnte so einem An-
griff seitens der Gerichte entzogen werden. Die geplanten Reformen aus dem Regie-
rungsentwurf vom 05.11.2008 werden aus diesem Grund im Kern der gleichen Analy-
se unterworfen wie das aktuelle Belehrungsmuster. Nur so kann festgestellt werden, ob 
die Reformen – insbesondere durch die Integration des Musters in ein formelles Gesetz 
– wesentliche Verbesserungen für das deutsche Widerrufsrecht bringen, u.a. in Form 
von Rechtssicherheit für Unternehmer bei Verwendung der Musterwiderrufsbelehrung. 
Für den Fall, dass das Muster weiterhin inhaltliche Mängel aufweist, wird – unabhän-
gig davon, ob die Diskussion um die Rechtssicherheit mit Aufnahme des Musters in 
ein Gesetz gegenstandslos werden könnte – ein eigener Vorschlag für eine mangelfreie 
Musterbelehrung vorgestellt. Dieser wäre vor allem dann vonnöten, wenn trotz der ge-
setzlichen Normierung der Musterbelehrung nicht alle inhaltlichen Mängel beseitigt 
würden. Dann würde sich zwar die Diskussion um die Rechtssicherheit erledigen. 
Hingegen würde sich durch die Eingliederung in ein Gesetz an der Mangelhaftigkeit 
des Musters jedoch nichts ändern. Gleichzeitig soll der eigene Vorschlag dazu beitra-
gen die Verwender der Musterbelehrung vor einem „ewigen Widerrufsrecht“ gem.             
§ 355 III 3 zu schützen.    
Oberste Priorität genießt die Entwicklung sowohl eines verbraucher- als auch eines 
verwenderfreundlichen Musters. 
Nachdem in der Einleitung der Rahmen abgesteckt wurde, in dem sich die Arbeit be-
wegen soll, werden im ersten Kapitel die Grundgedanken des verbraucherschützen-
den Widerrufsrechtes dargestellt. Die Musterwiderrufsbelehrung aus Anlage 2 zu § 14 
I und III BGB-InfoV ist für alle Arten von Widerrufsrechten des BGB anwendbar. Le-
diglich Gestaltungshinweise in Form von Fußnoten liefern Aussagen darüber, wie das 
Muster entsprechend den Besonderheiten der jeweiligen Widerrufsrechte zu modifizie-
ren ist.15 Daher werden die allgemeinen sowie die besonderen Anforderungen der ver-
schiedenen Vertragstypen an eine ordnungsgemäße Widerrufsbelehrung zunächst 
grundsätzlich dargestellt. Die Musterbelehrung muss sich an diesen Anforderungen 

                                                 
15 Masuch, NJW 2002, 2931, 2932; Bodendiek, MDR 2003, 1, 3. 



Einleitung 

 

4 

messen lassen. Aufgrund dessen wird bereits im ersten Kapitel der Grundstein für die 
spätere Wirksamkeitsanalyse gelegt, indem ein Prüfungsmaßstab ausgearbeitet wird.  
Das zweite Kapitel klärt zunächst über die Hintergründe auf, die zur Einführung einer 
Musterwiderrufsbelehrung geführt haben. Gleichzeitig wird geklärt, ob es noch weite-
re Institute zur Eindämmung der bestehenden Rechtsunsicherheit gibt. Die Einführung 
der Musterbelehrung zog eine Wirksamkeitskontroverse nach sich, die es darzustellen 
und einzuordnen gilt. So ist die Kontroverse im Laufe der Zeit auch zum Gegenstand 
eines rechtspolitischen Diskurses geworden. Zur Einordnung der Kontroverse werden 
auch das Muster in der Fassung vom 02.12.2004 sowie der Diskussionsentwurf vom 
23.10.2007 näher untersucht. 
Die Analyse der Wirksamkeit des neuen Belehrungsmusters aus Anlage 2 zu § 14 
BGB-InfoV I und III stellt den Gegenstand des dritten Kapitels dar. Es wird geprüft, 
ob die kritisierten Mängel durch die Neufassung des Musters behoben worden sind 
und ob das Muster nun den Belehrungsanforderungen entspricht. 
Die Verwendung eines rechtswidrigen Musters könnte erhebliche Konsequenzen für 
den Verwender nach sich ziehen. Es muss daher die Frage beantwortet werden, ob 
dem Verwender eine mögliche Rechtswidrigkeit des Musters überhaupt zugerechnet 
werden darf oder ob die Wirksamkeit des Musters auf andere Art und Weise fingiert 
werden kann.  
Um eine Aussage zur Praktikabilität, Verständlichkeit und Beständigkeit des Musters 
vor Gericht treffen zu können, wird am Ende des Kapitels die Handhabbarkeit des 
Musters abgeklopft.  
Im vierten Kapitel wird untersucht, ob durch die vom BMJ geplanten Reformen ein 
Zustand der Rechtssicherheit für Musterverwender geschaffen wird. Dies könnte durch 
eine gesetzliche Normierung der Musterwiderrufsbelehrung geschehen. Dadurch wür-
de sie einem Angriff durch die Gerichte entzogen. Um dies jedoch abschließend beur-
teilen zu können, wird in Anlehnung an das vorherige Kapitel erneut eine umfangrei-
che Analyse anhand der geplanten Rechtslage vorgenommen. Im Anschluss wird ü-
berprüft, ob die Wirksamkeit künftig in irgendeiner Weise beeinträchtigt werden könn-
te. 
Da mitfinanzierte Restschuldversicherungen in mehrfacher Hinsicht betroffen sind, 
wird das Ausmaß der geplanten Reformen an deren Beispiel erörtert. Dabei wird ge-
prüft, wie sich die Reformen auf die Rechtssicherheit bei der Belehrung über diese Art 
von Versicherungsverträgen auswirken. 
Im fünften Kapitel schließlich wird ein Vorschlag für eine alternative Musterwider-
rufsbelehrung entwickelt. Dazu werden zunächst Musterwiderrufsbelehrungen anderer 
europäischer Länder untersucht. Dieser Rechtsvergleich soll dazu dienen, Ideen und 
Anregungen für die Gestaltung einer ordnungsgemäßen Widerrufsbelehrung zu sam-
meln. Aber auch der gegenteilige Effekt ist gewünscht, denn auch aus Negativ-
Beispielen lassen sich oftmals die richtigen Schlüsse ziehen. Zu der vorzunehmenden 
europarechtlichen Betrachtung gehört ebenso ein Blick auf die geplanten Vorhaben der 
EU-Kommission für Verbraucherschutz. Auch von dieser Seite ist zeitnah eine umfas-
sende Reformierung iSe Vollharmonisierung von Teilen des europäischen Widerrufs-
rechtes geplant. Dessen kurzer Darstellung bedarf es schon aufgrund der immensen 
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Bedeutung für das deutsche Widerrufsrecht. Das Hauptaugenmerk dieses Kapitels 
richtet sich jedoch auf die Entwicklung eigener verbesserter Mustervorschläge sowie 
die Unterbreitung von Anregungen zur Verbesserung der Gesamtrechtslage. 
In der Schlussbetrachtung werden abschließend die zentralen Ergebnisse der Arbeit 
zusammengefasst und mit einem Ausblick auf die künftige Entwicklung der Wirksam-
keit der Musterwiderrufsbelehrung aus Anlage 2 zu § 14 BGB-InfoVI und III verbun-
den. 
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1. Kapitel:  Ordnungsmäßigkeit einer Widerrufsbelehrung 
 
§ 1 Grundgedanken des verbraucherschützenden Widerrufsrechtes 
 
I. Schutzzweck  
Das verbraucherschützende Widerrufsrecht ist in § 355 geregelt und wird als ein tradi-
tionelles Instrumentarium zum Schutze des Verbrauchers klassifiziert.16     
Der traditionelle Charakter als Verbraucherschutzinstrument geht auf dessen erstmali-
ge Verwendung Ende der sechziger Jahre des letzten Jahrhunderts zurück. Somit fand 
das Widerrufsrecht seinen Ursprung in Deutschland nicht erst mit Umsetzung diverser 
europarechtlicher Richtlinien.17 Seine Verankerung in § 11 AuslInvG vom 28.07.1969 
und in § 23 KAGG vom 14.01.1970 diente dem Zweck des Anlegerschutzes sowie der 
Stärkung des Vertrauens in den Kapitalmarkt.18 Heute haben die am 01.01.2004 in 
Kraft getretenen Investment- und Investmentsteuergesetze das Auslandsinvestmentge-
setz und das Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften abgelöst. § 11 AuslInvG und          
§ 23 KAGG wurden in § 126 InvG zusammengefasst.19 Dieser schützt seitdem Privat-
personen, die außerhalb der ständigen Geschäftsräume des Verkäufers zum Kauf von 
Investmentanteilen bestimmt werden.20 Diese sehen sich beim Vertragsabschluss au-
ßergewöhnlichen Umständen ausgesetzt. Außergewöhnliche Umstände beim Vertrags-
schluss nahm auch die Europäische Union zum Anlass, Richtlinien21 zum Schutze des 
Verbrauchers zu erlassen, welche ein Widerrufsrecht vorsahen. In Fällen, in denen ein 
Geschäft z.B. außerhalb der Geschäftsräume des Unternehmers oder unter ausschließ-
licher Verwendung von Fernkommunikationsmitteln zustande kommt, soll der Ver-
braucher vor unüberlegten Geschäftsabschlüssen geschützt werden.22 
Die Richtlinien wurden vom deutschen Gesetzgeber zunächst in verschiedenen Son-
dergesetzen, bspw. HWiG, VerbrKrG oder TzWrG, umgesetzt. 
Heute sind die verbraucherschützenden Normen, mit Ausnahme des Fernunterrichts-
schutzes, einheitlich im BGB geregelt.23  
 
 
 

                                                 
16 BT-Drs. 14/2658, S. 16; Martinek, NJW 1998, 207; Obergfell, MMR 2005, 495, 500; Felke/           

Jordans, WM 2004, 166, 169. 
17 Reiner, AcP 203 (2003), 1, 3; Roth, JZ 2001, 475, 481; Larenz/Wolf, Allgemeiner Teil des Bür-

gerlichen Rechts, 2004, § 39, Rn. 2. 
18 Roth, JZ 2001, 475, 481. 
19 Lang, Das neue Investmentgesetz und das fehlende Anlegerleitbild des Gesetzgebers, abrufbar 

unter: http://www.vur-online.de/beitrag/74.html. Zuletzt abgerufen am 28.5.2008. 
20 Reiner, AcP 203 (2003), 1, 3.  
21 Hierbei handelt es sich um die Haustürgeschäfterichtlinie 85/577/EWG, um die Teilzeitnut-

zungsrechte-Richtlinie 94/47/EG und um die Fernabsatzrichtlinie 97/7/EG. 
22 Koppenfels v., WM 2001, 1360, 1365. Mankowski, WM 2001, 793, 797 zu § 361 a BGB. 
23 Reiner, AcP 203 (2003), 1, 4; Larenz/Wolf, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Rechts, 2004,           

§ 39, Rn. 2; Fischer, DB 2002, 253, 254. Wilhelm, JZ 2001, 861, 863; Mankowski, JZ 2001, 745 
zu den Vorgängernormen §§ 361 a, b BGB. 
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Das Widerrufsrecht für Versicherungsverträge ist hingegen nach wie vor in einem 
Sondergesetz untergebracht, vgl. § 8 VVG.24 
Als Zentralnorm findet § 355 nach seinem Absatz I Satz 1 Anwendung, wenn einem 
Verbraucher durch Gesetz ein Widerrufsrecht gem. § 355 eingeräumt wird. Er be-
stimmt das Wesen sowie die Voraussetzungen für die Ausübung des Widerrufsrech-
tes.25 Bei den Verweisen auf § 355 handelt es sich sowohl um die verbraucherschüt-
zenden Normen des BGB26 als auch um die Vorschrift des § 4 I 1 FernUSG.27 Voraus-
setzung für die Gewährung eines Widerrufsrechtes ist also, dass es sich bei der ande-
ren Vertragspartei um einen Unternehmer gem. § 14 handelt.28 Der Verbraucher gem. 
§ 13 wird beim Abschluss von Verbraucherverträgen als die unterlegene Vertragspar-
tei angesehen und genießt daher eine besondere Schutzwürdigkeit. Diese ist auf dessen 
mangelnde Geschäftserfahrung sowie auf seine fehlende Rechtskunde zurückzufüh-
ren.29 Grundsätzlich dienen die Vorschriften über das Widerrufsrecht dazu, den 
Verbraucher vor der übereilten Eingehung einer vertraglichen Beziehung zu schützen. 
Gleichzeitig soll seine rechtsgeschäftliche Entscheidungsfreiheit sichergestellt wer-
den.30 Die rationale Entscheidungsfindung des Verbrauchers wird durch eine unzurei-
chende Versorgung mit Informationen über die zu erbringende Leistung durch den Un-
ternehmer gefährdet.31 Die Wiederherstellung des Verhandlungsgleichgewichtes

                                                 
24 Vgl. Reiner, AcP 203 (2003), 1, 3; Fischer, DB 2002, 253, 255 zu § 8 IV VVG a.F. Seit dem  

1.1.2008 beschränkt sich das Widerrufsrecht nicht mehr auf § 8 IV VVG a.F., sondern ist nun in-
haltlich modifiziert im ganzen § 8 VVG n.F. geregelt, abrufbar unter: http://dejure.org/ 
gesetze/VVG/8.html. Zuletzt abgerufen am 29.5.2008. Kündigung und Verlängerung sind nun in 
§ 11 VVG n.F. geregelt. 

25 OLG Karlsruhe, ZGS 2006, 399, 400; Fischer, DB 2002, 253, 254; Ring in Das neue Schuld-
recht, 2002, § 12, Rn. 116; Saenger in Erman, BGB, 2008, § 355, Rn. 3. 

26 Namentlich §§ 312 I 1 (Haustürgeschäfte), 312 d I 1 (Fernabsatzverträge), 485 I (Teilzeitwohn-
rechteverträge), 495 I (Verbraucherdarlehensverträge, Finanzierungsleasingverträge, Teilzah-
lungsgeschäfte), 505 I 1 (Ratenlieferungsverträge); vgl. Fischer, DB 2002, 253, 254.  

27 Marx/Bäuml, WRP 2004, 162. Bülow/Artz, NJW 2000, 2049, 2050; Fuchs, ZIP 2000, 1273, 1282 
zur Vorgänger-Norm des § 361 a, b BGB. Zu § 355: Fischer, DB 2002, 253, 254; Masuch in 
Münchener Kommentar, BGB, 2006, § 355, Rn. 12; Kaiser in Staudinger, BGB, 2004 § 355,          
Rn. 5; Ring in Das neue Schuldrecht, 2002, § 12, Rn. 116. 

28 Reiner, AcP 203 (2003), 1, 4; Kaiser in Staudinger, BGB, 2004, § 355, Rn. 12. 
29 BGH, NJW 1993, 1013, 1014; Koppenfels v., WM 2001, 1360, 1365. Larenz/Wolf, Allgemeiner 

Teil des Bürgerlichen Rechts, 2004, § 39, Rn. 22; Saenger in Erman, 2008, BGB, § 355, Rn. 1; 
Brox/Walker, Allgemeines Schuldrecht, 2007, § 19, Rn. 1. Vgl. Mankowski, WM 2001, 793, 798 
zu § 361 a BGB. Vgl. zu § 7 II VerbrKrG: Martis, MDR 1998, 1260, 1262. 

30 BGH, ZIP 1993, 361, 362; OLG Karlsruhe, ZGS 2006, 399, 400; Kulke, ZfIR 2007, 577;        
Koppenfels v., WM 2001, 1360, 1363; Grüneberg in Palandt, BGB, 2008, § 355, Rn. 3; Roth, JZ 
2001, 475, 481; Kaiser in Staudinger, BGB, 2004, § 355, Rn. 5; Larenz/Wolf, Allgemeiner Teil 
des Bürgerlichen Rechts, 2004, § 39, Rn. 3; Saenger in Erman, BGB, 2008, § 355, Rn. 1. Riesen-
huber spricht von wirtschaftlicher Selbstbestimmung, vgl. Europäisches Vertragsrecht, 2006,          
Rn. 396 ff. 

31 BT-Drs. 10/2876, S. 6; BGH, NJW 1992, 1889, 1890; OLG Karlsruhe, NJW-RR 1997, 433; La-
renz/Wolf, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Rechts, 2004, § 39, Rn. 21; Roth, JZ 2001, 475, 480 
f.; Mankowski, Beseitigungsrechte, 2003, S. 224; Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht, 2006, 
Rn. 397 ff. 
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zwischen den Parteien geschieht durch die Möglichkeit der Loslösung vom Vertrag 
nach Vertragsschluss. Der Verbraucher erklärt einseitig die Rücknahme der auf Ab-
schluss des Verbrauchervertrages gerichteten Willenserklärung.32 Das Widerrufsrecht 
räumt ihm also eine 14-tägige Überlegungsfrist ein, während der er die Vorteile und 
Nachteile des Vertrages sowie die rechtlichen Konsequenzen abwägen kann.33 Da er 
nicht verpflichtet ist, die Ware oder die Leistung des Unternehmers vor Ausübung des 
Widerrufsrechtes zu prüfen, kann er sich innerhalb dieser Frist ohne Angabe von 
Gründen vom Vertrag lösen, § 355 I 2. Der Unternehmer bleibt hingegen während der 
ganzen Zeit an seine Willenserklärung gebunden.34 
Neben der Unterstützung der wirtschaftlichen Entscheidungsfreiheit des Verbrauchers 
haben Widerrufsrechte aus ökonomischer Sicht das Ziel, die Funktionsfähigkeit der 
betroffenen Märkte zu stärken. Dies geschieht, indem sich die Wettbewerbsprozesse 
umso stärker an den Bedürfnissen der Verbraucher orientieren, je stärker die Verbrau-
cher selbstverantwortlich als Nachfrager am Markt agieren.35 Der funktionsfähige 
Wettbewerb wird so durch den Widerruf gefestigt.  
Hinsichtlich des Schutzweckes lassen sich ferner nach Maßgabe der verbraucherschüt-
zenden Spezialvorschriften situationsspezifische Unterschiede feststellen.36 
 
1. Haustürgeschäfte gem. § 312 
So dient das Widerrufsrecht bei Haustürgeschäften gem. § 312 dazu, der Überrumpe-
lung des Verbrauchers und dem Drängen zu unüberlegten Geschäftsabschlüssen vor-
zubeugen. Gerade in der Haustürsituation lässt sich der Verbraucher von der Argu-
mentationskraft des Unternehmers oftmals überzeugen und trifft dadurch voreilige 
Kaufentscheidungen.37 Er befindet sich in einer psychologisch bedrängenden Situati-
                                                 
32 Witt, NJW 2007, 3759; Reiner, AcP 203 (2003), 1, 4; Bülow, ZIP 1998, 945; Mankowski, Be-

seitigungsrechte, 2003, S. 273; Masuch in Münchener Kommentar, 2006, BGB, § 355, Rn. 20. 
Das Widerrufsrecht dient also als Sanktion für die ungenügenden Informationen, vgl. Roth, JZ 
2001, 475, 481 Fn. 85. Die Wiederherstellung des Verhandlungsgleichgewichtes wird vor allem 
dann erreicht, wenn der Vertrag nur eingeschränkt der Inhaltskontrolle gem. § 307 III unterfällt, 
vgl. Larenz/Wolf, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Rechts, 2004, § 39, Rn. 21. 

33 BGH, NJW 1993, 1013; BGH, NJW 1996, 1964, 1965; OLG Karlsruhe, ZGS 2006, 399, 400; LG 
Köln, WM 2002, 1928; OLG Koblenz, NJW 1994, 2099, 2100; Bülow/Artz, Verbraucher-
kreditrecht, 2006, § 495, Rn. 109; Veigel/Frauenschuh, AfP 2006, 1, 4; Timmerbeil, NJW 2003, 
569, 569 f.; Roth, JZ 2001, 475, 481; Reiner, AcP 203 (2003), 1, 4; Mankowski, WM 2001, 793, 
797 zu § 361 a BGB; Mäsch, EuZW 1995, 8, 12; Henrich, in FS Medicus, 1999, 199, 208; Hein-
richs in FS Medicus, 1999, 177; Larenz/Wolf, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Rechts, 2004,     
§ 39, Rn. 3; Saenger in Erman, BGB, 2008, § 355, Rn. 1. 

34 Masuch in Münchener Kommentar, BGB, 2006, § 355, Rn. 12, 20. 
35 Roth, JZ 2001, 475, 481; Mankowski, WM 2001, 793, 797; Drexl, in Europäisches Schuldver-

tragsrecht, 1999, Kap. 2.02, Rn. 18, vgl. Fn. 32. Vgl. Faber, ZEuP 1998, 854, 869 f. 
36 Kaiser in Staudinger, BGB, 2008, § 355, Rn. 5 ff.; Reiner, AcP 203 (2003), 1 ,4.  
37 BGH, NJW 1992, 1889, 1890; OLG Karlsruhe, NJW-RR 1997, 433; BGH, NJW 1999, 575, 576; 

Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht, 2006, Rn. 358; Mögle, NJW 2000, 103, 104; Riesenhu-
ber/v.Vogel, NJW 2005, 3457, 3458; Larenz/Wolf, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Rechts, 
2004, § 39, Rn. 11; Ring in Das neue Schuldrecht, 2002, § 12, Rn. 15; Kaiser in Staudinger, BGB, 
2004, § 355, Rn. 6; Mankowski, WM 2001, 793, 797; Saenger in Erman, BGB, 2008, § 312,             
Rn. 2. 
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on, die der Vertragspartner entweder bewusst geschaffen oder bewusst zu seinem Vor-
teil ausgenutzt hat.38 Es spielt für die Gewährung des Widerrufsrechtes keine Rolle, ob 
der Verbraucher zu der Angebots- oder zu der Annahmeerklärung gedrängt wurde.39 
Das Widerrufsrecht schafft durch die zweiwöchige Bedenkzeit einen Ausgleich für die 
fehlende Möglichkeit der sorgfältigen Prüfung des Angebotes und die mangelnden In-
formationen über Preise und Qualitäten vergleichbarer Angebote.40  
 
2. Fernabsatzverträge gem. § 312 b 
Motive für die Gewährung des Widerrufsrechtes bei Fernabsatzverträgen stellen gem. 
§ 312 b die besonderen Vertragsbedingungen dar. Es kommt hier nicht zu einem per-
sönlichen Kontakt zwischen Verbraucher und Unternehmer.41 Oft ist dem Verbraucher 
auch das angebotene Produkt unbekannt. Aufgrund verminderter Rückfragemöglich-
keiten erhält er ggf. die nötigen Informationen über die Eigenschaften der Ware oder 
Dienstleistung nicht. Er hat ferner keine Möglichkeit, die Ware oder die Dienstleistung 
vor Vertragsschluss durch Inaugenscheinnahme zu prüfen.42 Die Inaugenscheinnahme 
und ein Vergleich mit anderen Anbietern werden durch das Widerrufsrecht ermög-
licht.43 Neben dem Schutz vor Übervorteilung bietet es Schutz vor einer erschwerten 
Rechtsdurchsetzung.44 Telefonisch oder elektronisch übermittelte Informationen sind 
mangels körperlicher Fixierung nicht beständig und gefährden die Rechtsdurchsetzung 
regelmäßig.45  
 
3. Teilzeit-Wohnrechteverträge gem. § 481 
Bei Teilzeit-Wohnrechteverträgen gem. § 481 dient das Widerrufsrecht dem Schutz 
des Verbrauchers vor Übereilung. Aufgrund der langen Vertragsdauer von mindestens 
drei Jahren und den damit verbundenen Belastungen wird dem Verbraucher die Mög-
lichkeit eingeräumt, den Vertragsabschluss noch einmal zu überdenken.46 Timesha-
                                                 
38 Larenz/Wolf, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Rechts, 2004, § 39, Rn. 11, 15. 
39 Larenz/Wolf, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Rechts, 2004, § 39, Rn. 13.  
40 BGH, NJW 1999, 575, 576; BGH, NJW 1992, 1889, 1890; Kaiser in Staudinger, BGB, 2004,           

§ 355, Rn. 6; Mankowski, Beseitigungsrechte, 2003, S. 224; ders., WM 2001, 793, 797; Riesen-
huber/v.Vogel, NJW 2005, 3457, 3458; Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht, 2006, Rn. 358. 

41 BT-Drs. 14/2658, S. 15; BGH, NJW-RR 2004, 1058, 1059; Mankowski, WM 2001, 793, 796; 
Fuchs, ZIP 2000, 1273, 1273 f.; Larenz/Wolf, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Rechts, 2004,            
§ 39, Rn. 17; Kaiser in Staudinger, BGB, 2004, § 355, Rn. 7; Saenger in Erman, BGB, 2008,             
§ 312 b, Rn. 1. 

42 Ebenda (Fn. 41). Gößmann, MMR 1998, 88, 89; Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht, 2006, 
Rn. 362. 

43 Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht, 2006, Rn. 363; Larenz/Wolf, Allgemeiner Teil des Bür-
gerlichen Rechts, 2004, § 39, Rn. 17; Fuchs, ZIP 2000, 1273, 1274, 1280; Mankowski, WM 2001, 
793, 796; Kaiser in Staudinger, BGB, 2004, § 355, Rn. 7. Vgl. auch Bülow, ZIP 1999, 1293, 
1294. 

44 Mankowski, WM 2001, 793, 796; Martinek, NJW 1998, 207; Willingmann, VuR 1998, 395, 399; 
Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht, 2006, Rn. 362. 

45 Fuchs, ZIP 2000, 1273, 1274; Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht, 2006, Rn. 363; Kaiser in 
Staudinger, BGB, 2004, § 355, Rn. 7. 

46 Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht, 2006, Rn. 366 f.; Kappus, EWS 1996, 273, 275; Kaiser 
in Staudinger, BGB, 2004, § 355, Rn. 8. 
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ring-Verträge sind wegen ihrer komplexen Vertragsgestaltung und ihrer Intransparenz 
im Verhältnis zu einer oftmals kurzen Verhandlungsdauer für den Verbraucher schwer 
zu beurteilen.47 Bei ihnen zeigen sich wahrer Nutzen und Erheblichkeit der finanziel-
len Belastung teilweise erst weit nach Vertragsschluss.48 Außerdem stehen dem Er-
werber idR mehrere Beteiligte gegenüber, namentlich Veräußerer, Vermittler und 
Betreiber der Anlage.49 Dadurch können Komplikationen auftreten.  
 
4. Verbraucherkreditverträge gem. §§ 488 ff. 
Auch die Widerrufsrechte aus §§ 495, 505 dienen dem Schutz des Verbrauchers vor 
Übereilung und vor den spezifischen Gefahren von Verbraucherdarlehensgeschäften 
gem. § 491, Finanzierungsleasingverträgen gem. § 500, Teilzahlungsgeschäften gem.  
§ 501 sowie Ratenlieferungsverträgen, § 505.50 Der Schutzzweck ist auf die Komple-
xität der vertraglichen Regelungen sowie auf die hohe finanzielle Gesamtbelastung 
solcher Geschäfte zurückzuführen. Dem Verbraucher soll die Rückgängigmachung des 
Vertrages für sämtliche Formen des Kredites ermöglicht werden, damit er sich finan-
ziell nicht übernimmt.51  
Außerdem entfalten die belastenden Verpflichtungen, welche aus ungünstigen Ver-
tragsbedingungen resultieren, eine starke Wirkung bei den zumeist langfristigen Ver-
tragsbindungen.52 
 
5. Fernunterrichtsverträge gem. § 1 FernUSG 
Das Widerrufsrecht schützt den Teilnehmer auch hier vor einer übereilten Vertrags-
schlussentscheidung. Es dient als Ausgleich der bestehenden Informationsasymmetrien 
zwischen Anbieter und Teilnehmer.53 Der Teilnehmer kann das Unterrichtsmaterial 
aufgrund seiner Eigenschaft als Erfahrungsgut zumeist nicht vor Vertragsabschluss 
überprüfen.54 Stellt er die Unbrauchbarkeit für die eigenen Belange fest, kann er von 
seiner Teilnahme und vom Vertrag Abstand nehmen.55  

                                                 
47 Mögle, NJW 2000, 103, 104; Kaiser in Staudinger, 2004, BGB, § 355, Rn. 8; Larenz/Wolf, All-

gemeiner Teil des Bürgerlichen Rechts, 2004, § 39, Rn. 18; Mankowski, WM 2001, 793, 798. 
48 Mäsch, EuZW 1995, 8, 12; Kappus, EWS 1996, 273, 275 f.; Mankowski, WM 2001, 793, 798. 
49 Mankowski, WM 2001, 793, 798. 
50 Larenz/Wolf, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Rechts, 2004, § 39, Rn. 18; Kaiser in Staudin-

ger, BGB, 2004, § 355, Rn. 9. 
51 BT-Drs. 11/5462, S. 21; OLG Celle, DAR 1995, 404, 406; Mankowski, WM 2001, 793, 797 f.; 

Kaiser in Staudinger, BGB, 2004, § 355, Rn. 9; Larenz/Wolf, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen 
Rechts, 2004, § 39, Rn. 18; Mögle, NJW 2000, 103, 103 f. 

52 Larenz/Wolf, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Rechts, 2004, § 39, Rn. 18; Mankowski, WM 
2001, 793, 798. 

53 Kaiser in Staudinger, BGB, 2004, § 355, Rn. 10; Vgl. Mankowski, WM 2001, 793, 796. 
54 Larenz/Wolf, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Rechts, 2004, § 39, Rn. 17; Ring in Das neue 

Schuldrecht, 2002, § 12, Rn. 120. Kaiser in Staudinger, BGB, 2004, § 355, Rn. 10. Man unter-
scheidet ferner Such- und Glaubensgüter, vgl. Schäfer in Systembildung und Systemlücken in 
Kerngebieten des Europäischen Privatrechts, 2000, S. 559, 561 Fn. 4. Dabei besitzt der Ver-
braucher bei Vertragsschluss über Suchgütern die meisten, über Vertrauensgüter keine Informati-
onen. Erfahrungsgüter stellen eine Mittelposition dar, Mankowski, WM 2001, 793, 796 f. 

55 Mankowski, WM 2001, 793, 796; Kaiser in Staudinger, BGB, 2004, § 355, Rn. 10. 


